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Bonn, den 24. November 1961 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutsdien Bundestages 


Betr.: Verlängerung der Dienstzeit der Soldaten auf Zeit um 
3 Monate und Einberufung der Wehrpflichtigen zu 
einer 3 Monate dauernden Wehrübung im Anschtuß 
an den Grundwehrdienst 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
— Drucksache IV/10 — 


Fs ist bekannt, daß Soldaten, die von der Verlängerung der 
Dienstzeit betroffen sind, im Hinblick auf ihr Ausscheiden 
aus der Bundeswehr nach Ablauf der ursprünglich festgesetzten 
Dienstzeit und in Erwartung der ihnen zustehenden Versor- 
gung finanzielle Verpflichtungen eingegangen sind. Entspre- 
chendes gilt von den Wehrpflichtigen, für die im Anschluß an 
den Grundwehrdienst eine Smonatige Wehrübung als Bereit- 
schaftsdienst angeordnet worden ist. In vielen Fällen geben 
die Vorsci^iriften des bürgerlichen Rechts diesen Soldaten die 
Moglidikeit, von ihren Vertragspartnern eine Anpassung der 
Verträge an die veränderten Verhältnisse zu verlangen. Hier- 
auf wurden und werden die Soldaten hingewiesen; soweit 
sie darüber liinaus in Einzelfällen Reditsrat erbeten haben, 
ist er ihnen durch das Bundesnünisterium für Verteidigung 
oder die nachgeordneten Dienststellen der Bundeswehr erteilt 
worden. 

Im übrigen können vorhandene Sdiwierigkeiten bei der Ab- 
wicklung von bereits vor der Verlängerung der Dienstzeit einge- 
gangenen Verpflichtungen jedoch nicht durch den Bund — 
etwa durch Übernahme finanzieller Verpflichtungen — aus- 
geräumt werden. Hierfür ist weder ein Rechtsgrund gegeben 
nodi eine Notwendigkeit ersichtlich. Die in Übereinstimmung 
mit den Gesetzen angeordnete Dienstzeitverlängerung stellt 
ebenso wie die Einberufung zu einer Anschlußwehrübung 
eine der Einberufung zum Grundwehrdienst oder einer anderen, 
regelmäßigen Wehrübung vergleidibare Maßnahme dar. Die 
Abfindung ist in diesen Fällen gesetzlidi geregelt. Die Wehr- 
pfliditigen erhalten mit Beginn der Ansdhußwehrübung neben 
dem bis zum Ablauf des Grundwehrdienstes zustehenden 
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Wehrsold ein Übungsgeld und außerdem ggf. eine Verdienst* 
ausfallentschädigung ; sie verfügen somit z. B. in der unter- 
sten Wehrsoldgruppe über mehr als den dreifachen Betrag 
des bisher gezahlten Wehrsoldes. Für Soldaten auf Zeit 
erhöhen sicfr infolge der Dienstzeitverlängerung in einer Reitie 
von Fällen die Versorgungsbezüge. Hier besteht die Möglich- 
keit, diesen Soldaten zinslose Vorschüsse bis zum Betrag der 
beim Auscheiden aus der Bundeswehr fällig werdenden Über- 
gangsbeihilfe zu gewähren. 

Mit den ihnen zur Verfügung stehenden Mitteln sind die 
Soldaten — wie die bisherigen Erfahrungen gezeigt haben — 
durchaus in der Lage, ihre vor der Dienstzeitverlängerung 
bzw. vor der Heranziehung zur Wehrübung eingegangenen 
Verpfliciitungen zu erfüllen, soweit diese sich in einem an- 
gemessenen Rahmen halten. 

In Vertretung 

Hopf 
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